
                    
 
 
 
 
An den Ständerat 
 
Bern, 12. Juni 2015 
 
 

APPELL FÜR EIN FAIRES ASYLVERFAHREN 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am Montag, dem 15. Juni 2015 werden Sie über eine erneute Revision des Asylgesetzes (Neustruktu-
rierung des Asylbereichs, 14.063) debattieren. In diesem Zusammenhang möchten Sie die Demokrati-
schen Juristinnen und Juristen der Schweiz (DJS) und Solidarité sans frontières (Sosf) auf einige 
Punkte hinweisen, die hinsichtlich der Durchführung eines fairen Asylverfahrens unabdingbar sind. 
Im Februar 2015 wurden die Zwischenergebnisse der Evaluation der Testphase für die Neustruk-
turierung im Asylbereich veröffentlicht. Das Staatssekretariat für Migration (SEM) wie die Berichter-
statterInnen selbst bewerten die ersten zehn Monate der Testphase zwar als positiv. Bei genauerer 
Lektüre, insbesondere des vom Schweizerischen Kompetenzzentrum für Menschenrechte (SKMR) 
erstellten Gutachtens zur Rechtsvertretung zeigt sich jedoch deutlich, dass der erhöhte Zeitdruck im 
beschleunigten Verfahren zu erheblichen Qualitätseinbussen führt und den Anforderungen an ein 
faires Verfahren nicht gerecht wird. Zudem ist die Unabhängigkeit der Rechtsvertretung durch die jet-
zige Ausgestaltung nicht gewährleistet. 
 
So ergibt sich aus dem Zwischenbericht des SKMR, dass: 
 

• die Frist für die Beschaffung von Beweismitteln aus dem Herkunftsstaat nicht immer ausreicht 
(S. 4 des SKMR Berichtes) 
 

• die RechtsvertreterInnen bei komplexen Fällen zu wenig Zeit haben, sich vertieft mit Länderin-
formationen zu befassen (S. 6) und dass die Zeit für ein vollständiges Aktenstudium nicht aus-
reicht (S. 14) 

 
• es zu zahlreichen Handwechseln wegen fehlender Disposition der Rechtsvertretung u.a. auf-

grund der kurzen Verfahrensfristen kommt und zu wenig Einarbeitungszeit für die neuen 
RechtsvertreterInnen bleibt (S. 7) 

 
• die 24-Stunden-Frist für das Verfassen einer ausführlichen Stellungnahme nicht ausreicht und 

auch das SEM zu wenig Zeit hat, auf die Stellungnahme einzugehen (S. 13) 
 

• der «bis ins Detail fremdbestimmte Tagesablauf» belastend ist, so dass erfahrene Rechtsver-
treterInnen gekündigt oder erklärt haben, diese Arbeit nicht auf Dauer fortführen zu wollen (S. 
10 f.) 

 
• und dass für Asylsuchende nicht klar ist, ob die Rechtsvertretung in ihrem Interesse handle, da 

Behörden und Rechtsvertretung im gleichen Gebäude arbeiten (S. 9) 
 



 
 
 
Schliesslich erhöht auch eine Beschwerdefrist von nur 10 Tagen den Druck auf alle Beteiligten massiv. 
Eine solche Rechtsmittelfrist ist systemfremd und der Zweck einer unabhängigen richterlichen Über-
prüfung kann damit nicht erfüllt werden. 
 
Das Ziel einer Beschleunigung kann auch erreicht werden, wenn die Vorbereitungs- und Ent-
scheidphase ein paar Wochen länger dauert und die Beschwerdefrist – wie auch in allen anderen 
Rechtsgebieten – bei 30 Tagen belassen wird. Schnellere Asylverfahren sind auch möglich, wenn sie 
fair ausgestaltet sind und die Unabhängigkeit der RechtsvertreterInnen gewahrt bleibt.  
 
Wir ersuchen Sie daher darum, die Vorlage im Sinne der Erarbeitung einer Vorlage, die ein faires 
Asylverfahren zum Ziel hat, zurückzuweisen.  
 
Zudem bitten wir Sie zu beachten, dass es sich bei den vorliegenden Gutachten nur um Zwischenbe-
richte handelt. Die Testphase dauert bis September 2015 und die Schlussberichte sind erst Anfang 
2016 zu erwarten. Wenn der Test und seine Evaluation nicht zur Farce verkommen sollen, muss das 
Parlament die Chance haben, die Schlussergebnisse zur Kenntnis zu nehmen, bevor es sich an die 
Erarbeitung einer neuen Rechtsgrundlage macht.  
Auch in dieser Hinsicht ist also etwas mehr Zeit und Bedachtsamkeit angesagt. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen, 
 

                                                    
 
 
Melanie Aebli      Amanda Ioset 
Geschäftsleiterin DJS     Generalsekretärin SOSF 
 
 
 
 


